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VERNEHMLASSUNG DES SCHWEIZERISCHEN VERBANDES FÜR SENIORENFRAGEN SVS 
VOM 12. OKTOBER 2007 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Couchepin, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

Wir danken Ihnen für die Einladung zur Vernehmlassung zu obiger Vorlage. Der SVS lässt sich wie 
folgt vernehmen: 

1. Ausoanqslage 

37 von 79 öffentlich-rechtlichen Vorsorgeeinrichtungen weisen eine Unterdeckung auf. Die 
Tatsache, dass fast die Hälfte aller in öffentlich-rechtlichen Vorsorgeeinrichtungen versicherten 
Aktiven und mehr als 2/5 der Rentner in unterdeckten Kassen sind, rechtfertigt die 
vorgeschlagenen gesetzlichen Massnahmen. 

2. Finanzierungsmodell 

Die Experten haben andere Finanzierungsmodelle und -système vorgeschlagen. Es kann ein 
Zieldeckungsgrad von z.B. 80 % fixiert und dann eingehalten werden, oder es wird ein 
differenzierter Zieldeckungsgrad festgelegt, z.B. 100 % Deckung für Rentner, 50 % für FZ-
Leistungen, 100 % für Altersguthaben, der nicht mehr unterschritten werden kann. 

Entgegen den Vorschlägen der Expertengruppe schlägt der Bundesrat nun vor, die öffentlich­
rechtlichen Pensionkassen innert 30 Jahren vollständig auszufinanzieren. Ohne Berücksichtigung 
der Wertschwankungs-Reserven kostet dies für das öffentliche Gemeinwesen 28 Mia. Franken. 

Geschäftsstelle/Sekretariat: Mischelistrasse 17, Postfach 46, 4153 Reinach BL 2 Tel.; 061 713 04 22, Fax: 061 713 04 21 
e-mail: ¡nfo@sen¡orenfragen.ch homepage: www.seniorenfragen.ch 

Präsident: Kaspar Zimmermann, Abläsch, 8762 Schwändi, Tel. 055 644 1689 

http://www.seniorenfragen.ch


2 -

Der SVS unterstützt das Finanzierungsmodell des Bundesrates. Auch wenn die Kosten unter 
Einbezug der Wertschwankungsreserven um zusätzliche 14 Mia. zu erhöhen sind, macht die 
rasche Sanierung trotzdem Sinn. Die Ausfinanzierung über 40 oder 50 Jahre fällt verglichen mit 
der vorgeschlagenen 30-jährigen Amortisation relativ geringfügig günstiger aus. 

3. Massnahmen zur Wiederherstellung des Gleichgewichtes 

Der SVS legt Wert darauf, dass alle Massnahmen wie Beitragsanpassungen, Einschränkung der 
Teuerungsanpassungen, Abbau des Leistungsniveaus, Verbesserung der Anlagestrategie und 
zeitlich befristete Sanierungsbeiträge zur Gesundung der Kassen eingesetzt werden müssen. 

4. Institutionelle Anpassungen 

Der SVS befün/vortet, dass die öffentlich-rechtlichen Vorsorgeeinrichtungen rechtlich, 
organisatorisch und finanziell aus der Venwaltungsstruktur herausgelöst und verselbständigt 
werden. Damit erhält das oberste Organ die notwendige Autonomie, wie in den privaten Kassen. 

5. Zusammenfassung 

Der Schweizerische Verband für Seniorenfragen SVS unterstützt die Zielvorgabe des 
Bundesrates, die öffentlich-rechtlichen Vorsorgeeinrichtungen innert 30 Jahren vollständig 
auszufinanzieren. Diese Stossrichtung trägt der demographischen Entwicklung Rechnung. Wir 
sind mit den vom Bundesrat vorgeschlagenen gesetzlichen Massnahmen einverstanden. 

Mit freundlichen Grüssen 

Schweizerischer Verband für Seniorenfragen SVS 

"̂̂  • ^C^^S^<^^^í¿5. 

ispar Zimmermann Beat Federspiel 
Präsident Geschäftsführer 
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Vernelimlassungsverfaiiren 

Fragenkatalog des Bundesrates zur Vernehmlassungsvorlage 

1. Finanzierunasmodell des differenzierten Zieldeckunasarades 

1.1 Unterstützen Sie den Ansatz, die Rahmenbedingungen für öffentlich-rechtliche Vorsorgeeinrich­
tungen denjenigen für privatrechtliche anzugleichen? 

^ a n nein D keine Antwort 

Bemerkunaen: 

1.2 Unterstützen Sie den Ansatz, dass nur öftentlich-rechtliche Vorsorgeeinrichtungen mit einem 
Gesamtdeckungsgrad unter 100% bei Inkrafttreten der geplanten Neuregelung im System der 
Teilkapitalisierung geführt werden können und öffentlich-rechtliche Vorsorgeeinrichtungen mit 
einem Gesamtdeckungsgrad über 100% zwingend im System der Vollkapitalisierung weiter ge­
führt werden müssen (vgl. Absatz 4 i.V.m. Art. 72a Abs. 1 BVG)? 

G nein Q keine Antwort Xia 

Bemerkunaen: 

1.3 Unterstützen Sie das vorgeschlagene Finanzierungsmodell eines differenzierten Zieldeckungs­
grades, wonach für öffentlich-rechtliche Vorsorgeeinrichtungen im Teilkapitalisierungsverfahren 
gilt, dass die Rentnerkapitalien jederzeit zu 100% gedeckt und die bei Inkrafttreten der Neurege­
lung festgelegten Deckungsgrade bzl. der Verpflichtungen gegenüber den aktiven Versicherten 
(ADGaktive) bzw. gegenüber allen Versicherten (ADGaesamt) nicht mehr unterschritten werden dür­
fen, ohne dass Sanierungsmassnahmen eingeleitet werden? 

jÖjs n nein n keine Antwort 

Bemerkunaen: 

http://www.bsv.admin.ch/dokumentation/zahlen/01662/01664/index.html?lanq=de
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1.4 Stimmen Sie den vorgeschlagenen Voraussetzungen für eine Teilkapitalisierung gemäss Artikel 
72a Absatz 1 BVG zu (Staatsgarantie sowie Finanzierungsplan zur langfristigen Sicherung des 
finanziellen Gleichgewichts [i.S. der Erhaltung der verschiedenen Deckungsgrade])? 

H' D nein D keine Antwort 

Bemerkunaen: 

1.5 Staatsgarantie: Stimmen Sie den vorgeschlagenen Rahmenbedingungen bezüglich der Reali­
sierungstatbestände und des Umfangs der Staatsgarantie zu? 

Realisierunastatbestände (Leistungspflicht des Gemeinwesens bei): 
- Fällige ungedeckte Alters-/Risiko-/Austrittsleistungen; 
- Unterdeckung als Folge einer Teilliquidation beim austretenden Versichertenkollek­

tiv; 
- Unterdeckung als Folge einer Teilliquidation beim verbleibenden Versichertenkollek­

tiv (Unterschreitung des DGgesamt); 
- Verzinsbare Verpflichtung ab dem Zeitpunkt der Realisierung; 

Umfana der Garantie: 
- umfasst gesetzliche und weitergehende Vorsorge; 
- umfasst alle (öff. und private) Arbeitgeber; 
- umfasst bei Inkrafttreten der Neuregelung bestehende Fehlbeträge; 
- durch Ausgangsdeckungsgrade abgrenzbar gegenüber künftigen Sanierungstatbe­

ständen; 

^ a n nein D keine Antwort 

Bemerkunaen: 

1.6 Teiiliquidation: Sind Sie mit dem vorgeschlagenen Konzept der Teilliquidation einverstanden, 
wonach vom Grundsatz der vollen Ausfinanzierung der austretenden Versichertenkollektive in 
folgenden zwei Fällen abgewichen werden darf: 

Abgebende und aufnehmende öffentlich-rechtliche Vorsorgeeinrichtung vereinbaren, dass 
das übertretende Versichertenkollektiv nur bis zum Deckungsgrad der aufnehmenden öffent­
lich-rechtlichen Vorsorgeeinrichtung ausfinanziert sein muss; 

echte versicherungstechnische Fehlbeträge, die nicht durch eine Garantie des Gemeinwe­
sens gedeckt sind, dürfen künftig wie bei privatrechtlichen Vorsorgeeinrichtungen mitgegeben 
werden. 

^ a • nein D keine Antwort 



Bemerkunaen: 

2. Volle Ausfinanzierung 
2.1 Sind Sie mit der grundsätzlichen Zielsetzung, dass öffentlich-rechtliche Vorsorgeeinrichtungen 

innert längstens 30 Jahren ausfinanziert sein sollen, einverstanden? 

f\a D nein D keine Antwort 

Bemerkunaen: 

2.2 Unterstützen Sie die Verpflichtung des Bundesrates, dem Parlament alle 10 Jahre Bericht über 
die finanzielle Lage der öffentlich-rechtlichen Vorsorgeeinrichtungen zu erstatten, damit im Hin­
blick auf den für eine volle Ausfinanzierung benötigten Zeithorizont allenfalls notwendige Korrek­
turen vorgenommen werden können? 

XÍ' ja D nein Q keine Antwort 

Bemerkunaen: 

3. Institutionelles 
3.1 Unterstützen Sie die vorgeschlagene rechtliche, finanzielle und administrative Verselbstständi-

gung und Ausgliederung der öffentlich-rechtlichen Vorsorgeeinrichtungen und der zuständigen 
Aufsichtsbehörden aus der öffentlichen Venwaltung? 

^Mja D nein D keine Antwort 

Bemerkunaen: 

3.2 Unterstützen Sie die vorgeschlagene Kompetenzausscheidung zwischen Gemeinwesen und 
oberstem Organ i.S. der für privatrechtliche Vorsorgeeinrichtungen geltenden Regeln? 

""^I^a D nein D keine Antwort 

Bemerkunaen: 



3.3 Unterstützen Sie den Ansatz, dass öffentlich-rechtliche Vorsorgeeinrichtungen weiterhin gegen­
über dem Sicherheitsfonds beitragspflichtig sind? 

X" ja n nein D keine Antwort 

Bemerkunaen: 
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Finanzierung der öffentlich-rechtlichen Vorsorgeeinrichtungen 

Ergänzende Fragen der Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates 
(SGK-NR) an die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Vernehmlassung 

Ergänzungen zur Frage 2 (volle Ausfinanzierung) gemäss Fragenkatalog des Bundesrates 

Angesichts der zum Teil sehr hohen Kosten, die eine volle Ausfinanzierung innert 30 Jahren für Kas­
sen mit grosser Unterdeckung zur Folge hätte - die Fehlbeträge der 25 Kassen mit einer Deckung 
unter 90% belaufen sich auf über 15 Mrd. Fr. - , stellt sich die Frage, ob nicht einem anderen Finanzie­
rungsmodell der Vorzug gegeben werden sollte. Die vom Bundesrat eingesetzte Expertenkommission 
hatte in diesem Sinne weitere Modelle geprüft und eines davon auch empfohlen (http://www.news-
service.admin.ch/NSBSubscriber/messaae/attachments/7812.pdn. 

Hauptvariante der SGK-NR und der Expertenkommission: 
Modell „Mischfinanzierung und differenzierter Zieldeckungsgrad" 

A. Könnten Sie in diesem Zusammenhang als Alternative zur vollen Ausfinanzierung innert 30 Jahren 
einem unbefristeten Finanzierungsmodell der Teilkapitalisierung „Mischfinanzierung und differenzierter 
Zieldeckungsgrad" zustimmen (vgl. im Bericht 5.2.4 Übersicht über die Finanzierungssysteme), also 
im Unterschied zur Vorlage des Bundesrates auf eine Befristung der Zuiässigkeit des Modells verzich­
ten? 

Im Unterschied zum Modell des Bundesrates sollen Vorsorgeeinrichtungen, deren Kapitaldeckung 
unter 100% liegt, unbefristet im System der Teilkapitalisierung weitergeführt werden können. Es gilt 
dabei die allgemeine Regel, dass ein einmal erreichter Deckungsgrad nicht mehr unterschritten wer­
den darf, das heisst, dass im Falle einer Unterschreitung automatisch Sanierungsmassnahmen ergrif­
fen werden müssen. Das Ziel der Vollkapitalisierung und damit eine Angleichung an die privatrechtli­
chen VE soll weiterhin gefördert werden. Eine Frist bis zur vollen Kapitaldeckung wird aber nicht vor­
geschrieben^ 

http://www.parlament.ch
mailto:sgk.csss@pd.admin.ch
http://www.newsservice.admin.ch/NSBSubscriber/messaae/attachments/7812.pdn
http://www.newsservice.admin.ch/NSBSubscriber/messaae/attachments/7812.pdn
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Es wird davon ausgegangen, dass VE mit einem Kapitaldeckungsgrad von über 90% (12 von 37 Kas­
sen in Unterdeckung) sich in der Regel für das Ziel einer Vollkapitalisierung entscheiden. Für alle 
Kassen, die sich für die Vollkapitalisierung entscheiden (darunter können natürlich auch Kassen mit 
einem Deckungsgrad unter 90% sein) muss die Dauer einer Übergangsphase bestimmt werden. Den 
Aufsichtsbehörden wird ein Plan mit den entsprechenden Massnahmen (Finanzierung, Verteilung der 
zusätzlichen finanziellen Lasten usw.) unterbreitet. 

Für alle anderen Fälle, die im System der Teilkapitalisierung und damit der Mischfinanzierung weiter 
geführt werden sollen, muss ein differenzierter Zieldeckungsgrad festgelegt werden. Auch in diesem 
Fall muss der Aufsichtsbehörde ein detaillierter Finanzierungsplan (inkl. der verbindlichen Regelung 
der öffentlich-rechtlichen Garantien für die Unterdeckung) vorgelegt werden. Wenn die entsprechen­
den Bestimmungen in Kraft treten, bestimmt jede öffentlich-rechtliche Vorsorgeeinrichtung den Ge­
samtdeckungsgrad sowie den Deckungsgrad der zu diesem Zeitpunkt feststehenden enwerbstätigen 
Versicherten, wobei zuerst die Rentenverpflichtungen zu 100% gedeckt sein müssen. Letzteres birgt 
den Vorteil, dass bei einer demografischen Alterung die Rentenverpflichtungen immer gedeckt sind. 
Beide Ausgangsdeckungsgrade dürfen in der Folge nicht mehr unterschritten werden. 

Vorteile: Dieses Modell führt zu einer finanziellen Stabilisierung einerseits und erhöht den Anreiz hin 
zu einer vollen Ausfinanzierung andererseits. Gleichzeitig wird der unterschiedlichen Ausgangslage 
bei den öffentlich-rechtlichen VE wie auch der unterschiedlichen finanziellen Spielräume der öffentli-
chen Hand Rechnung getragen. 

D ja j ^ n e i n Q keine Antwort 

Bemerkunaen: 

Untervariante: 

A. 1 Sind Sie der Meinung, dass für öffentlich-rechtliche VE mit einer besonders hohen Unterdeckung 
Sonderregelungen getroffen werden sollten? 

n ja D nein D keine Antwort 

Bemerkunaen: 

Untervariante: 

A. 2 Sollen bei VE mit Teilkapitalisierung Überschüsse - speziell in sehr ertragsreichen Jahren - nach 
der Speisung der notwendigen Rückstellungen (Schwankungsreserven u.a.) zwingend dem Dek-
kungskapital zugewiesen werden, dies verbunden mit einer entsprechenden Erhöhung des Zieldek-
kungsgrades? 

• ja D nein D keine Antwort 

Bemerkunaen: 



s. Haben Sie im Zusammenhang mit den Gesetzgebungsvorschlägen des Bundesrates weitere Be­
merkungen? 

D j a ^^nein D keine Antwort 

Bemerkunaen: 
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Fragen zur internetbasierten Durchführung des Vernehmlassungsverfahrens 

Sie haben sich gegen die Beantwortung der gestellten Fragen auf der zu diesem Zweck zur Verta­
gung gestellten Webseite des BSV entschieden. Um Ihre diesbezüglichen Entscheidgründe besser 
verstehen zu können, bitten wir Sie, uns auch die nachfolgenden Fragen zu beantworten. 

1. Sind Sie aus grundsätzlichen Überlegungen gegen die In diesem Fall gewählte Form der 
Vernehmlassung ? 

D j a l ^ne in j!^nei 

2. Sofern Sie keine grundsätzlichen Bedenken gegen eine Internetbasierte Beantwortung von 
Vernehmlassungsfragen haben - welche Anforderungen müssten erfüllt sein, damit Sie die­
se Form der Durchführung einer Vernehmlassung unterstützen würden? 

Anregungen: 
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** ** ** ** ** ** ** ** ** ** ** ** ** ** ** ** * 

Absender. 

> Sie haben an der Vernehmlassung teilgenommen: 

jSTin Ihrer Eigenschaft als D in Ihrer Eigenschaft als Privatperson oder 
Vernehmlassungsadressat gemäss Organisation, die nicht auf der offiziellen 
offizieller Adressatenliste Adressatenliste geführt ist (spontane 
(http://www.admin.ch/ch/i/aq/pc/pendent. Teilnahme) 
html) 

> Falls Sie Vernehmlassungsadressat gemäss offizieller Adressatenliste sind, zu welcher 
Kategorie gehört die von Ihnen vertretene Organisation: 

n Kanton 
n Partei 
D gesamtschweizerische Dachverbände der 

Gemeinden, Städte und Berggebiete 
n gesamtschweizehsche Dachverbände der 

Wirtschaft 
D Behörden und Venwandte Institutionen 

Versicherte/Leistungsbezüger/Selbststä 
ndigerwerbende 

n Vorsorge- und Versicherungseinrichtungen, 
Durchführungsstellen 

• weitere Organisationen 

Name (Organisation/Behörde/Privatperson): 
Adresse : Schweizerischer Verband für Seniorenfragen SVS, Sekretariat/Geschäftsstelle 

Mischelistrasse 17, Postfach 46, 4153 Reinach BL 2 

Für allfällige Rückfragen: 
Tel.: 061713 0422 
E-Mail : sekretariat@seniorenfragen.ch 

Besten Dank! 

http://www.admin.ch/ch/i/aq/pc/pendent
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Nr. 

Monsieur le Conseiller fédéral 

Pascal COUCHEPIN 

p.a. Office fédéral des assurances sociales 
domaine Prévoyance vieillesse et invalidité 
Effingerstrasse 20 
3003 Berne 

Lausanne, le 10 octobre 2007 

REPONSE A LA CONSULTATION SUR LA MODIFICATION DE LA LPP CONCERNANT LE 

„FINANCEIVIENT DES INSTITUTIONS DE PREVOYANCE DE DROIT 
PUBLIC" 

Monsieur le Conseiller fédéral, 
Permettez-nous tout d'abord de vous remercier d'avoir consulté la FARES au sujet de cet important 
projet de modification de la Loi sur la Prévoyance professionnelle. Il a retenu toute notre attention. 
Nous vous livrons ci-dessous un résumé de notre analyse et de notre prise de position, car, pour des 
raisons évidentes de cohérence avec celles-ci, il ne nous était pas possible de répondre au 
questionnaire au-delà de sa première question. 

1. Prise de position globale 

La FARES a longuement examiné la question fondamentale qui conditione tout le projet présenté et 
qui figure tout au début du questionnaire : 

„ Soutenez-vous le principe consistant à aligner les conditions-cadre des institutions de prévoyance de 
droit public ( ci-après ¡PDP ) sur celles des institutions de droit privé ? " 

La FARES répond NON à cette question primordiale du projet. En conséquence, elle est opposée 
au projet présenté. 

Arguments 

Le projet est motivé par l'application d'un „principe". Le projet renonce en grande partie à justifier ce 
principe par un examen comparatif explicite de l'adéquation au fonctionnement des IPDP de la 
capitalisation partielle et de la capitalisation complète, et ne fonde ainsi pas la nécessité de 

VASOS-Sekretariat 
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l'alignement des IPDP sur les IP de droit privé. Pour le projet, cette adéquation et cette nécessité de la 
capitalisation complète pour les IPDP découlent d'un „ principe „ auquel il donne pratiquement un 
caractère d'évidence „naturelle" . Cela court-circuite une vraie analyse de la question et nuit à la 
qualité du projet. 

Certains nouveaux articles proposés ( art. 72a / al.3 et 72b / al. 1 / lettres b et c , par exemple ) sont 
révélateurs d'objectifs visés par le projet : ne plus tenir compte dans les IPDP de droit public de la 
pérennité des effectifs, mais plutôt des externalisations et des liquidations partielles de secteurs des 
services publics. Le projet peut donc s'inscrire, avec l'alignement envisagé, comme un atout facilitant 
une certaine acceptation, voire une volonté, de réduction des services publics. 

Or nous pensons que les IPDP en financement mixte par une capitalisation partielle ont encore leur 
raison d'être. Nous tenons à la pérennité des effectifs de leurs assurés.Parce que nous voulons en effet 
le maintien et le perfectionnement de larges services publics de qualité; la qualité de vie, des personnes 
âgées en particulier, en dépend. Cela implique la pérennité des services publics et des assurés de leurs 
caisses de pension du 2ème pilier. Dès lors, le financement mixte en capitalisation partielle, avec bilan 
en caisse ouverte, reste celui qui est le plus adéquat aux IPDP. Cela contredit les affirmations 
„principielles" sans justifications explicites, faites en faveur de l'alignement, dit „ nécessaire", des 
IPDP en capitalisation partielle sur les IP de droit privé en capitalisation complète. 

Il faut encore répondre à deux objections souvent faites aux partisans du non-alignement des IPDP sur 
les IP de droit privé : 

• comme cela a été démontré, l'augmentation du rapport entre le nombre des retraités et celui 
des actifs, dû à l'augmentation de la longévité, est un problème qui n'est pas plus facile à gérer 
dans un système de capitalisation complète que dans un système de répartition ; 

• contrairement à ce que certaines informations tendent à laisser croire, seules quelques 
institutions de prévoyance de droit public ont eu des problèmes, et la plupart des caisses 
publiques suisses sont bien gérées, comme le dit un des membres de la Commision d'experts 
mandatée par le Conseil fédéral pour préparer cette révision de la LPP. 

Finalement, le projet entraîne certainement des coûts extrêmement élevés pour les rentiers, pour les 
actifs et pour les collectivités publiques, au point d'être insupportables, et de provoquer de manière 
plus ou moins brusque dans les 30 ans à venir un véritable „ choc de la recapitalisation" dont nous 
pensons qu'il n'est pas adéquat à la situation des IPDP suisses. Par contre, le rejet de ce projet devrait 
être l'occasion de préciser un peu le cadre des conditions de fonctionnement des IPDP, mais sans faire 
subir à ces dernières les traitements inadéquats et disproportionnés voulus par le projet. A ce propos, 
on peut, en triant soigneusement, récupérer quelques idées figurant dans le projet. 

Conséquences 

Ce refus global du projet implique le refus par la FARES de plusieurs des nouveaux articles. Par 
exemple : 
• nouvel art. 65, al. 2 et 2a ( exigence du bilan en caisse fermée et du système de capitalisation 

totale pour toutes les institutions de prévoyance ) ; cet article ne devrait plus figurer dans les 
„Dispositions communes" de toutes les IP, mais seulement dans des „ Dispositions pour les IP de 
droit privé „; 

VASOS-Sekretariat 
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nouvel art. 72a, al. 1 ( précisions sur le système de capitalisation partielle ) ; cet article doit être 
complètement remanié en y supprimant notamment l'exigence d'un plan de financement 
permettant le passage d'une IPDP de la capitalisation partielle à la capitalisation complète. 

2. De quelques conditions-cadres acceptables pour les IPDP 

Bien que refusant globalement le projet, la FARES estime que certains points particuliers de celui-ci 
peuvent être compatibles avec sa vision ne comportant pas un alignement impératif dans un délai fixé 
des IPDP sur les IP de droit privé. Il s'agit de conditions-cadres à imposer aux IPDP en capitalisation 
partielle qui clarifieraient mieux ce que l'on est en droit d'attendre d'elles. Le projet les conçoit pour la 
période restreinte d'alignement de celles-ci sur la capitalisation complète. La FARES les retient pour 
toutes les IPDP en capitalisation partielle, à quelque moment que ce soit puisqu'elle admet ce système 
de manière illimitée. 
Le nouvel art. 72 a „Système de la capitalisation partielle" devrait stipuler que les IPDP peuvent 
fonctionner selon les principes du bilan en caisse ouverte et de capitalisation partielle, aux 
conditions suivantes : 

(a) être garanties par l'Etat conformément à rart.72 b, lettre a ; 

(b) avoir un financement tel que ( art. 72 a, al. 1, lettres a et b ) : 
• les engagements envers les ayants droit aux rentes seront entièrement couverts ; 
• les degrés de couverture de départ seront maintenus à long terme pour les engagements 

envers les assurés et pour la totalité des engagements de prévoyance. 

(c) les IPDP peuvent prévoir une réserve de pérennité ( art. 72 a , al.2 ) ; 

(d) les IPDP font vérifier périodiquement par un expert reconnu en matière de prévoyance 
si leur équilibre financier est garanti à long terme ( art. 72 c ) 

(e) les IPDP doivent prendre des mesures si l'un ou plusieurs des degrés de couverture de 
départ (selon l'art. 72 a , al.l, lettre b) tombent à un degré inférieur ( art.72 d ); 

(f) Le Conseil fédéral fournit tous les 5 ans un rapport au Parlement sur la situation 
financière des IPDP ( art. 72 f ) 

Certaines dispositions devraient être abandonnées pour les IPDP. Par exemple : 
• art. 72 a , al. 1 ( plan de financement): 
• art. 72 a , al. 3 ( possibilité pour l'IPDP, en cas de liquidation partielle, de ne pas donner aux 

assurés une part de la réserve de pérennité ): 
• art. 72 b , al. 1, lettres b et c (la garantie de la corporation de droit public est une promesse de 

couverture de certaines prestations de sortie et de découverts techniques en cas de liquidation 
partielle) 

• art. 72 e , al. 1 ( obligation pour les IPDP de rester en capitalisation complète si elles atteignent ce 
niveau ); 

• „ Entrée en vigueur „, 3ème point ( délai de 30 ans pour l'alignement ). 

VASOS-Sekretariat 
Postfach 8027 Zürich vasos@.bluewin.ch Tel. 01 283 89 95 Fax 01 283 89 80 



3. Variante principale de la CSSS-N et de la Commission d'experts 

Cette variante n'exige pas des IPDP leur alignement sur les IP de droit privé dans un délai fixé. Mais 
elle exige encore que cet alignement ait lieu afin d'obtenir d'elles une recapitalisation complète. En ce 
sens cette variante ne correspond pas aux vues que nous avons exprimées ci-dessus au point 1. La 
FARES est donc opposée à cette variante. 

En vous remerciant de l'attention que vous voudrez bien porter à notre réponse, nous vous prions. 
Monsieur le Conseiller fédéral, d'agréer l'expression de notre parfaite considération. 

Au nom de la FARES 
Groupe de travail Politique sociale et santé 

Gérard Helmberg 

président 

Angeline FANKHAUSER, co-présidente, In den Lettenreben 15,4014Ober\vil, 
061 /402'15'33 , a.fankhauserigintergga.ch 

Christiane JAQUET-BERGER, Avenue Béthusy 60, 1012 Lausanne, 079/449'46'61. iaquet.christiane@citvcable.ch 

Gérard HEIMBERG, président du groupe de travail Politique sociale et sante', En Roveray, 1170 Aubonne, 021 / 807'36'36, 
gheimberg@bluewin.ch 

VASOS-Sekretariat 
Postfach 8027 Zürich vasos(-5).bluewin.ch Tel. 01 283 89 95 Fax 01 283 89 80 
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* * * * * * * * * * * * * * * * * * i c * * * * * * * * * i e * * * * 

Absender. 

> Sie haben an der Vernehmlassung teilgenommen: 

J ^ ^ i n Ihrer Eigenschaft als ^ in Ihrer Eigenschaft als Privatperson oder 
•^ Vernehmlassungsadressat gemäss Organisation, die nicht auf der offiziellen 

offizieller Adressatenliste Adressatenliste geführt ist (spontane 
(http://www.admin.ch/ch/i/qq/pc/pendent. Teilnahme) 
html) 

• Falls Sie Vernehmlassungsadressat gemäss offizieller Adressatenliste sind, zu welcher 
Kategorie gehört die von Ihnen vertretene Organisation: 

13 Kanton 
D Partei 
• gesamtschweizerische Dachverbände der 

Gemeinden, Städte und Berggebiete 
G gesamtschweizerische Dachverbände der 

Wirtschaft 
• Behörden und Verwandte Institutionen 

Versicherte/Leistungsbezüger/Selbststä 
ndigerwerbende 

G Vorsorge- und Versicherungseinrichtungen, 
Durchführungsstellen 

• weitere Organisationen 

Name (Organisation/Behörde/Pnvatperson) 
Adresse: Froburg si-r. H 
Für allfällige Rückfragen: [ OSlfüch 

Tel.: oc. l l2oG^Sl i (̂oo^ Olkn 
^abhdo - grob ^procc^p. ch 

E-Mail 

(jannao-^rob^f 
Besten Dank! 

http://www.admin.ch/ch/i/qq/pc/pendent
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Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

Finanzierung öffentlich-rechtlicher Vorsorgeeinrichtungen 
Vernehmlassungsverfahren 

Fragenkatalog des Bundesrates zur Vernehmlassungsvorlage 

1. Finanzierunasmodell des differenzierten Zieldeckunasarades 

1.1 Unterstützen Sie den Ansatz, die Rahmenbedingungen für 
Vorsorgeeinrichtungen denjenigen für privatrechtliche anzugleichen? 

öffentlich-rechtliche 

> ja • nein keine Antwort 

Bemerkunqen: 

Üi \hU) UucI UHíi(M¿^^^^^ kJ^cJui So h^rcf'h)^. 

1.2 Unterstützen Sie den Ansatz, dass nur öffentlich-rechtliche Vorsorgeeinrichtungen mit einem 
Gesamtdeckungsgrad unter 100% bei Inkrafttreten der geplanten Neuregelung im System der 
Teilkapitalisierung geführt werden können und öffentlich-rechtliche Vorsorgeeinrichtungen mit 
einem Gesamtdeckungsgrad über 100% zwingend im System der Vollkapitalisierung weiter 
geführt werden müssen (vgl. Absatz 4 i.V.m. Art. 72a Abs. 1 BVG)? 

X ja D nein keine Antwort 

Bemerkunqen: 

1.3 Unterstützen Sie das vorgeschlagene Finanzierungsmodell eines difl'erenzierten 
Zieldeckungsgrades, wonach für öffentlich-rechtliche Vorsorgeeinrichtungen im 
Teilkapitalisierungsverfahren gilt, dass die Rentnerkapitalien jederzeit zu 100% gedeckt und die 
bei Inkrafttreten der Neuregelung festgelegten Deckungsgrade bzl. der Verpflichtungen 
gegenüber den aktiven Versicherten (ADGaktive) bzw. gegenüber allen Versicherten (ADGcesamt) 
nicht mehr unterschritten werden dürfen, ohne dass Sanierungsmassnahmen eingeleitet 
werden? 

n ja • nein keine Antwort 

Bemerkunqen: 



1.4 Stimmen Sie den vorgeschlagenen Voraussetzungen für eine Teilkapitalisierung gemäss Artikel 
72a Absatz 1 BVG zu (Staatsgarantie sowie Finanzierungsplan zur langfristigen Sicherung des 
finanziellen Gleichgewichts [i.S. der Erhaltung der verschiedenen Deckungsgrade])? 

>i ja • nein ^ keine Antwort 

Bemerkunqen: 

1.5 Staatsgarantie: Stimmen Sie den vorgeschlagenen Rahmenbedingungen bezüglich der 
Realisierungstatbestände und des Umfangs der Staatsgarantie zu? 

Realisierunqstatbestände (Leistungspflicht des Gemeinwesens bei): 

- Fällige ungedeckte Alters-/Risiko-/Austrittsleistungen; 

Unterdeckung als Folge einer Teilliquidation beim austretenden 
Versichertenkollektiv; 

Unterdeckung als Folge einer Teilliquidation beim verbleibenden 
Versichertenkollektiv (Unterschreitung des DGgesamt); 

- Verzinsbare Verpflichtung ab dem Zeitpunkt der Realisierung; 

Umfang der Garantie: 

- umfasst gesetzliche und weitergehende Vorsorge; 

- umfasst alle (öff. und private) Arbeitgeber; 

- umfasst bei Inkrafttreten der Neuregelung bestehende Fehlbeträge; 

- durch Ausgangsdeckungsgrade abgrenzbar gegenüber künftigen 
Sanierungstatbeständen; 

x̂  ja • nein ^ keine Antwort 

Bemerkunqen: 

1.6 Teilliquidation: Sind Sie mit dem vorgeschlagenen Konzept der Teilliquidation einverstanden, 
wonach vom Grundsatz der vollen Ausfinanzierung der austretenden Versichertenkollektive in 
folgenden zwei Fällen abgewichen werden darf: 

Abgebende und aufnehmende öffentlich-rechtliche Vorsorgeeinrichtung vereinbaren, dass 
das übertretende Versichertenkollektiv nur bis zum Deckungsgrad der aufnehmenden 
öffentlich-rechtlichen Vorsorgeeinrichtung ausfinanziert sein muss; 

echte versicherungstechnische Fehlbeträge, die nicht durch eine Garantie des 
Gemeinwesens gedeckt sind, dürfen künftig wie bei privatrechtlichen Vorsorgeeinrichtungen 
mitgegeben werden. 

: » ja • nein ^ keine Antwort 

Bemerkunqen: 



2. Volle Ausfinanzieruna 

2.1 Sind Sie mit der grundsätzlichen Zielsetzung, dass öffentlich-rechtliche Vorsorgeeinrichtungen 
innert längstens 30 Jahren ausfinanziert sein sollen, einverstanden? 

W' ja n nein ^ keine Antwort 

Bemerkunqen: 

2.2 Unterstützen Sie die Verpflichtung des Bundesrates, dem Pariament alle 10 Jahre Bericht über 
die finanzielle Lage der öffentlich-rechtlichen Vorsorgeeinrichtungen zu erstatten, damit im 
Hinblick auf den für eine volle Ausfinanzierung benötigten Zeithorizont allenfalls notwendige 
Korrekturen vorgenommen werden können? 

H ja D nein keine Antwort 

Bemerkunqen: 

kurr-ere ¡ionbroliperiocl^ l̂ )or̂  ^ünsiLieuiKfcri. 

3. Institutionelles 

3.1 Unterstützen Sie die vorgeschlagene rechtliche, finanzielle und administrative 
Verselbstständigung und Ausgliederung der öffentlich-rechtlichen Vorsorgeeinrichtungen und der 
zuständigen Aufsichtsbehörden aus der öffentlichen Verwaltung? 

ycSja • nein ^ keine Antwort 

Bemerkunqen: 

3.2 Unterstützen Sie die vorgeschlagene Kompetenzausscheidung zwischen Gemeinwesen und 
oberstem Organ i.S. der für privatrechtliche Vorsorgeeinrichtungen geltenden Regeln? 

> ^ ja • nein M keine Antwort 

Bemerkunqen: 

3.3 Unterstützen Sie den Ansatz, dass öffentlich-rechtliche Vorsorgeeinrichtungen weiterhin 
gegenüber dem Sicherheitsfonds beitragspflichtig sind? 

^ nein • keine Antwort 



Bemerkunqen: 
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Ergänzende Fragestellungen der SGK-N 

N at io na I r a t 

C o n s e i l n a t i o n a l 

C o n s i g l i o n a z i o n a l e 

C u s s e g I n a z i u n a l 

I I Kommission für soziale Sicherheit 
I—I und Gesundheit 

CH-3003 Bern 

www.parlament.ch 
sgk.csss@pd.admin.ch 

14. Juni 2007 

Finanzierung der öffentlich-rechtlichen Vorsorgeeinrichtungen 

Ergänzende Fragen der Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates 
(SGK-NR) an die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Vernehmlassung 

Ergänzungen zur Frage 2 (volle Ausfinanzierung) gemäss Fragenkatalog des Bundesrates 

Angesichts der zum Teil sehr hohen Kosten, die eine volle Ausfinanzierung innert 30 Jahren für 
Kassen mit grosser Unterdeckung zur Folge hätte - die Fehlbeträge der 25 Kassen mit einer Deckung 
unter 90% belaufen sich auf über 15 Mrd. Fr. - , stellt sich die Frage, ob nicht einem anderen 
Finanzierungsmodell der Vorzug gegeben werden sollte. Die vom Bundesrat eingesetzte 
Expertenkommission hatte in diesem Sinne weitere Modelle geprüft und eines davon auch empfohlen 
(http://www.news-service.admin.ch/NSBSubscriber/messaqe/attachments/7812.pdf). 

Expertenkommission: IHauptvariante der SGK-NR und der 
Modell „Mischfinanzierung und differenzierter Zieldecl^ungsgrad" 

A. Könnten Sie in diesem Zusammenhang als Alternative zur vollen Ausfinanzierung innert 30 Jahren 
einem unbefristeten Finanzierungsmodell der Teilkapitalisierung „Mischfinanzierung und differenzierter 
Zieldeckungsgrad" zustimmen (vgl. im Bericht 5.2.4 Übersicht über die Finanzierungssysteme), also 
im Unterschied zur Voriage des Bundesrates auf eine Befristung der Zulässigkeit des Modells 
verzichten? 

Im Unterschied zum Modell des Bundesrates sollen Vorsorgeeinrichtungen, deren Kapitaldeckung 
unter 100% liegt, unbefristet im System der Teilkapitalisierung weitergeführt werden können. Es gilt 
dabei die allgemeine Regel, dass ein einmal erreichter Deckungsgrad nicht mehr unterschritten 
werden darf, das heisst, dass im Falle einer Unterschreitung automatisch Sanierungsmassnahmen 
ergriffen werden müssen. Das Ziel der Vollkapitalisierung und damit eine Angleichung an die 
privatrechtlichen VE soll weiterhin gefördert werden. Eine Frist bis zur vollen Kapitaldeckung wird aber 
nicht vorgeschrieben. 

http://www.parlament.ch
mailto:sgk.csss@pd.admin.ch
http://www.news-service.admin.ch/NSBSubscriber/messaqe/attachments/7812.pdf


Es wird davon ausgegangen, dass VE mit einem Kapitaldeckungsgrad von über 90% (12 von 37 
Kassen in Unterdeckung) sich in der Regel für das Ziel einer Vollkapitalisierung entscheiden. Für alle 
Kassen, die sich für die Vollkapitalisierung entscheiden (darunter können natüriich auch Kassen mit 
einem Deckungsgrad unter 90% sein) muss die Dauer einer Übergangsphase bestimmt werden. Den 
Aufsichtsbehörden wird ein Plan mit den entsprechenden Massnahmen (Finanzierung, Verteilung der 
zusätzlichen finanziellen Lasten usw.) unterbreitet. 

Für alle anderen Fälle, die im System der Teilkapitalisierung und damit der Mischfinanzierung weiter 
geführt werden sollen, muss ein differenzierter Zieldeckungsgrad festgelegt werden. Auch in diesem 
Fall muss der Aufsichtsbehörde ein detaillierter Finanzierungsplan (inkl. der verbindlichen Regelung 
der öffentlich-rechtlichen Garantien für die Unterdeckung) vorgelegt werden. Wenn die 
entsprechenden Bestimmungen in Kraft treten, bestimmt jede öffentlich-rechtliche Vorsorgeeinrichtung 
den Gesamtdeckungsgrad sowie den Deckungsgrad der zu diesem Zeitpunkt feststehenden 
erwerbstätigen Versicherten, wobei zuerst die Rentenverpflichtungen zu 100% gedeckt sein müssen. 
Letzteres birgt den Vorteil, dass bei einer demografischen Alterung die Rentenverpflichtungen immer 
gedeckt sind. Beide Ausgangsdeckungsgrade dürfen in der Folge nicht mehr unterschritten werden. 

Vorteile: Dieses Modell führt zu einer finanziellen Stabilisierung einerseits und erhöht den Anreiz hin 
zu einer vollen Ausfinanzierung andererseits. Gleichzeitig wird der unterschiedlichen Ausgangslage 
bei den öffentlich-rechtlichen VE wie auch der unterschiedlichen finanziellen Spielräume der 
öffentlichen Hand Rechnung getragen. 

^ ja D nein keine Antwort 

Bemerkunqen: 

Untervariante: 

A.1 Sind Sie der Meinung, dass für öffentlich-rechtliche VE mit einer besonders hohen Unterdeckung 
Sonderregelungen getroffen werden sollten? 

D j a ^ 1 nein keine Antwort 

Bemerkunqen: 

Untervariante: 

A. 2 Sollen bei VE mit Teiikapitaiisierung Überschüsse - speziell in sehr ertragsreichen Jahren - nach 
der Speisung der notwendigen Rückstellungen (Schwankungsreserven u.a.) zwingend dem 
Deckungskapital zugewiesen werden, dies verbunden mit einer entsprechenden Erhöhung des 
Zieldeckungsgrades ? 

» ja D nein keine Antwort 

Bemerkunqen: 



s. Haben Sie im Zusammenhang mit den Gesetzgebungsvorschlägen des Bundesrates weitere 
Bemerkungen? 

Dja K' nein keine Antwort 

Bemerkunqen: 
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Fragen zur internetbasierten Durchführung des Vernehmlassungsverfahrens 

Sie haben sich gegen die Beantwortung der gestellten Fragen auf der zu diesem Zweck zur 
Vertügung gestellten Webseite des BSV entschieden. Um Ihre diesbezüglichen Entscheidgründe 
besser verstehen zu können, bitten wir Sie, uns auch die nachfolgenden Fragen zu beantworten. 

1. Sind Sie aus grundsätzlichen Überlegungen gegen die in diesem Fall gewählte Form der 
Vernehmlassung? 

I ja > i | nein ^ r 

2. Sofern Sie keine grundsätzlichen Bedenken gegen eine internetbasierte Beantwortung von 
Vernehmlassungsfragen haben - welche Anforderungen müssten erfüllt sein, damit Sie 
diese Form der Durchführung einer Vernehmlassung unterstützen würden? 

Anregungen: 



SSE 
CSA 

Fsçh 
éCor 
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Schweizerischer Seniorenrat 
suisse oes aïnês Conseï 

Consiglio svizzero degli anziani 

Berne, le 12 octobre 2007 / GH 
Monsieur le Conseiller fédéral 
Pascal COUCHEPIN 
p.a. Office fédéral des assurances sociales 
domaine Prévoyance vieillesse et invalidité 
Effingerstrasse 20 
3003 Berne 

RÉPONSE À LA CONSULTATION SUR LA MODIFICATION DE LA LPP CONCERNANT LE 

"FINANCEMENT DES INSTITUTIONS DE PREVOYANCE DE DROIT 
PUBLIC" 

Monsieur le Conseiller fédéral. 

Permettez-nous tout d'abord de vous remercier d'avoir consulté le Conseil suisse des aînés au sujet 
de cet important projet de modification de la Loi sur la Prévoyance professionnelle. Il a retenu 
toute notre attention. Nous vous livrons ci-dessous un résumé de notre analyse et notre prise de 
position, car, pour des raisons évidentes de cohérence avec celle-ci, il ne nous était pas possible de 
répondre au questionnaire. 

1. Prise de position globale 

Au cours de son analyse, le CSA a examiné la question primordiale et fondamentale qui 
conditionne toute la consultation et est posée tout au début du questiormaire : 

" Soutenez-vous le principe consistant à aligner les conditions-cadre des institutions de prévoyance 
de droit public (ci-après IPDP ) sur celles des institutions de droit privé ?" 

Le CSA répond NON à cette question . Le CSA refuse donc le projet présenté. 

Motifs : 

Le projet est motivé par l'application d'un "principe". Il renonce en grande partie à justifier ce 
principe par im examen comparatif explicite de l'adéquation au fonctionnement des IPDP de la 
capitalisation partielle et de la capitalisation complète, et de la nécessité de l'alignement des IPDP 
sur les IP de droit privé. Pour le projet, cette adéquation et cette nécessité de la capitalisation 



complète pour les IPDP découlent ainsi d'un " principe " ayant pratiquement un caractère d'évidence 
naturelle. Cela court-circuite une vraie analyse de la question et nuit à la qualité du projet. 
De plus, le CSA n'est pas enfaveur de ce principe car l'alignement qu'il implique ne lui paraît pas 
avoir l'évidence "naturelle" que le projet voudrai lui donner. Ce principe ne tient en effet pas 
compte de la réalité et de la pérennité des IPDP de droit public découlant du maintien de services 
publics de qualité où l'on éviterait des extemalisation et des liquidations partielles. 

Conséquences 

Ce refus du projet implique la mise en question par le CSA de plusieurs nouveaux articles. 
Notamment les suivants : 
- art. 65, al.2 et 2a ( principes du bilan en caisse fermée des IPDP et de leur capitalisation totale ); 
- art. 72a, al. 1 (plan de financement permettant le passage d'une IPDP de la capitalisation 

partielle à la capitalisation complète ) 

2. O U I à cer ta ines condi t ions-cadres p o u r les I P D P en capitalisation part iel le 

Le CSA a néanmoins pris position sur certains points particuliers du projet. Malgré son refus global 
de celui-ci et de ses objectifs, le CSA tient en effet notamment à soutenir quelques unes des 
conditions-cadres pour les IPDP en capitalisation partielle, contenues dans le projet et que le CSA 
estime justifiées. 

(a) Degré de couverture des engagements envers les ayants droit aux rentes 
Le CSA demande aussi que ce degré soit en permanence de 100% ( nouvel art. 72/1/a) 

(b) Degré de couverture pour les engagements globaux et envers les assurés 
Le CSA demande aussi que les degrés de départ soient maintenus à long terme ( nouvel art. 72/l/b 

(c) Compétences d'une IPDP et de sa corporation de droit public 
le CSA pense que la séparation de leurs compétences réciproques dans l'établissement des 
dispositions réglementaires de l'IPDP doit être clairement réalisée : la corporarion de droit public ne 
doit plus intervenir dans certains problèmes de l'IP ( organisation, contrôle, rapports avec assurés et 
ayants droit ) mais peut édicter des prescriptions relatives aux prestations, à l'administration et au 
financement ( nouvel art. 50/2 et ancien art 50/1/a et c ) 

(d) Rapport du Conseil fédéral sur les IPDP 
Le CSA considère que le Conseil fédéral doit fournir un rapport sur les IPDP tous les 10 ans 
( nouvel article 72f) 

(e) Cotisation d'une IPDP au Fonds de garantie 
Le CSA estime que les IPDP doivent continuer à payer des cotisations au Fonds de garantie. 



3 . Va r i an t e pr incipale de la CSSS-N et de la Commission d 'exper ts 

Le CSA constate que cette variante rejoint certaines de ses propres préoccupations, malgré qu'elle 
admette encore le principe contesté par le CSA de l'alignement total, même si c'est sans date butoir, 
des IPDP à capitalisation partielle sur celles à capitalisation complète. 

En vous remerciant de l'attention que vous voudrez bien apporter à notre réponse, nous vous prions 
d'accepter, Monsieur le Conseiller fédéral, l'expression de notre parfaire considération. 

Au nom du 

Conseil suisse des aînés 

Klara Reber Christiane Jaquet-Berger 
co-présidente co-présidente 

SSR -CSA, Muristr. 12 , case postale, 3000 Bern 31 
Tel. 031 359 03 53, Fax 031 359 03 02, E-Mail ssr-csa.info(a)pro-senectute.ch 
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